
 

 

 

 

 

Antworten der  

Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) 

und der Christlich-Sozialen Union in Bayern (CSU) 

auf die Fragen des  

Bundesverbands Zukunft Fahrrad  
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1. Reduzierung der CO2-Emissionen gemäß Festlegungen der EU-Kommission hat der 

Verkehrsbereich noch ein erhebliches Nachholpotenzial. Durch welche Zielsetzungen 

und konkreten Maßnahmen wollen Sie dies erreichen und welche Rolle spielt dabei der 

Fahrradverkehr? 

 

Antwort: 

CDU und CSU setzen auf das Instrument des Emissionshandels und kompensieren entste-

hende Mehrbelastungen mit gezielten Entlastungen in den Bereichen Wohnen und Mobili-

tät. Aufbauend auf dem europäischen Emissionshandel für Energie und Industrie wollen wir 

den europäischen Emissionshandel im Luftverkehr stärken und in weiteren Sektoren wie 

Mobilität und Wärme sowie dem Schiffverkehr so schnell wie möglich etablieren. Davon 

ausgehend streben wir einen umfassenden europäischen Emissionshandel mit einheitli-

chem Preis und globaler Anschlussfähigkeit an. Wir wollen den Aufwuchspfad der CO2-Be-

preisung straffen und so schnell wie möglich zu einem Europäischen Emissionshandel für 

Mobilität und Wärme übergehen. Um das Stauaufkommen auf den Autobahnen zu reduzie-

ren und Klimaziele zu erreichen, wollen wir mehr Güterverkehr von der Straße auf die 

Schiene und auf die Wasserstraße verlagern. In diesem Zusammenhang wollen wir auch den 

Fahrradverkehr stärken und verweisen auf die Antwort auf Frage 4.   

 

 

2. Das StVG hat bisher als alleinige Ziele den Verkehrsfluss zu gewährleisten und Gefah-

ren abzuwehren. Werden Sie sich für eine Reform einsetzen, um zusätzliche Ziele (etwa 

verkehrsträgerübergreifende Leistungsfähigkeit, Klima- und Umweltziele, „Vision 

Zero“ oder bezahlbare Mobilität) zu verankern? 

 

Antwort: 

Deutschland braucht mehr Miteinander von Radverkehr, Fußverkehr, ÖPNV und motorisier-

tem Verkehr. Kommunen sollen mehr Spielräume bei der Gestaltung von fuß- und radver-

kehrsfreundlichen Räumen erhalten und beispielsweise Fahrrad-Vorrangrouten ausweisen 

können. Unser Ziel ist es, überall ein bedarfsgerechtes Grundangebot sicherzustellen – auch 

auf dem Land. Wir wollen deshalb einen flächendeckenden Mindeststandard schaffen, der 

allen Menschen einen gleichwertigen, barrierearmen und einfachen Zugang zum ÖPNV ge-

währt. Attraktive Verkehrskonzepte umfassen eine echte Verzahnung zwischen Individual-
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verkehr und dem ÖPNV. Wir wollen Mobilitätsstationen entlang wichtiger Infrastruktur ent-

stehen lassen und durch vernetzte Wegeketten ein Rückgrat für die nachhaltige Mobilität 

formen. Dafür werden wir bestehende Park&Ride-Angebote weiterentwickeln und bei-

spielsweise solargetriebene Lademöglichkeiten für PKW, E-Roller und E-Bikes integrieren.  

 

 

3. Die „Vision Zero“ (keine schweren und tödlichen Verkehrsunfällen mehr) ist ein wich-

tiges politisches Ziel. Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit innerorts (und Tempo 50 als 

Ausnahme) kann dabei helfen. Wie wollen Sie die „Vision Zero“ im Straßenverkehr um-

setzten und welche Rolle spielt dabei Tempo 30? 

 

Antwort: 

Wir wollen „Vision Zero“ im Straßenverkehr umsetzen und werden dafür die erforderlichen 

Schritte gehen. Wir sind jedoch gegen ein allgemeines Tempolimit. Vielmehr setzen CSU 

und CSU auf smarte Verkehrssteuerung, die sich der jeweiligen Verkehrslage anpasst und 

die auch zu mehr Verkehrssicherheit beiträgt. Starre und unflexible Verbote hingegen leh-

nen wir ab. 

 

 

4. Im neuen Nationalen Radverkehrsplan wird eine Radverkehrsförderung von jährlich 

30 Euro je Bürger*in empfohlen. Aktuell werden rund 11 Euro pro Person investiert. 

Welche Investitionen wollen Sie in der kommenden Legislaturperiode und dauerhaft für 

die Radverkehrsfinanzierung aufwenden? 

 

Antwort: 

Wir setzen auf die beste Infrastruktur für unser Land. Wir werden unser Verkehrsnetz In-

stand halten und weiter zukunftsfest machen. Dafür werden wir die von uns erreichten Re-

kordinvestitionen auf hohem Niveau verlängern. Den Nationalen Radverkehrsplan werden 

wir mit Nachdruck umsetzen und fortentwickeln. Wir setzen auf gut ausgebaute und gut 

vernetzte Radwege, Radschnellwege sowie mehr Sicherheit für Radfahrer und mehr Abstell-

möglichkeiten.  
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5. Die Dienstfahrzeugbesteuerung ist wichtig für die Auswahl eines Dienstfahrzeuges 

und könnte eine hohe ökologische Lenkungswirkung entfalten. Wollen Sie die Besteue-

rung von Dienstfahrzeugen in Zukunft am CO2-Ausstoß der Fahrzeuge ausrichten und 

wenn ja, was sind Ihre konkreten Ideen dazu 

6. Betriebliches Mobilitätsmanagement kann ein wichtiger Teil der Mobilitätswende 

sein. Unternehmen und Behörden können umweltverträgliche Mobilität fördern, Kos-

ten sparen und die Gesundheit der Mitarbeiter*innen positiv beeinflussen. Wie soll der 

Bund betriebliches Mobilitätsmanagement aktiv fördern? 

 

Gemeinsame Antwort auf die Fragen 5 und 6: 

Im Rahmen einer Klimaeffizienzreform wollen wir auf das Klimapaket aufbauen und ener-

giebezogene Steuern, Umlagen und Entgelte stärker auf CO2-Ausstoß ausrichten. Als Groß-

abnehmer für Zukunftstechnologien und Vorbild beim nachhaltigen Wirtschaften wird die 

Bundesverwaltung ihr Handeln und ihre Beschaffung an Nachhaltigkeitsindikatoren aus-

richten. Wir wollen auch, dass das Fahrrad in diesem Zusammenhang eine größere Rolle 

spielt. 

 

 

7. Über 700.000 Diensträder zeigen: das Dienstrad ist eine Erfolgsgeschichte. Ihre steu-

erliche Behandlung ist im Gegensatz zu Dienstautos aber bisher nur über Landeserlasse 

geregelt. Wollen Sie die Nutzung von Diensträdern fördern und sie steuerlich bundes-

rechtlich verankern? 

 

Antwort: 

Die unionsgeführte Bundesregierung hat die steuerliche Behandlung der Dienstfahrzeuge 

und -fahrräder laufend überprüft und angepasst. Zuletzt wurde zum 1. Januar 2020 eine 

steuerliche Entlastung umgesetzt. Sollte sich weiterer Änderungsbedarf ergeben, werden 

wir die steuerlichen Regeln wieder entsprechend anpassen.  

 

 

8. Nur mit einer sozialen, inklusiven und gendergerechten Mobilitätsplanung kann eine 

„Mobilität für Alle“ verwirklicht werden. Mit welchen konkreten Maßnahmen möchten 

Sie Gendergerechtigkeit, Inklusion und soziale Belange auch in der Verkehrs- und Mobi-

litätsplanung stärker als bisher berücksichtigen? 
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Antwort: 

Menschen sollen so mobil sein, wie sie es möchten: individuell, flexibel und umweltfreund-

lich. Dabei ist uns die Wahlmöglichkeit zwischen den Verkehrsangeboten genauso ein An-

liegen wie die Vernetzung und Digitalisierung von Mobilitätsformen. Mobilität muss ein-

fach, flexibel und komfortabel für Jung und Alt sein – auf dem Land, in der Stadt und auch 

für mobilitätseingeschränkte Personen. 


